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Erläuterung: Jedes Mitglied stuft sich im Rahmen der zutreffenden Gruppe selbst ein.
Der jeweils erstgenannte Beitragswert stellt den erwarteten Mindestbeitrag dar.

Die einzelnen Beitragsstufen entsprechen ca. folgenden Prozentsätzen:

Finanzordnung

Mitgliedsbeiträge

§ 1 (1) Die monatlichen Beiträge sind:

Monatsnettoeinkommen
bis 1.000 € 1.500 € 2.000 € 3.000 € Über
1.000€ bis bis bis bis 4.100 €

1.500 € 2.000 € 3.000 € 4.100 €

Monatsbeiträge
5 € 8 € 25 € 55 € 135 € 245 €
bis bis bis bis bis und 
8 € 25 € 55 € 135 € 245 € mehr

Bis 0,8% 0,8% 1, 7% 2, 8% 4,5 % 6,0 %
bis bis bis bis

1, 7% 2, 8% 4,5 % 6,0 %

(2) Für Mitglieder ohne Einnahmen oder mit gering-
fügigem Einkommen beträgt der monatliche Beitrag
2,50 Euro. Für Mitglieder, die zugleich einer anderen
Partei angehören, die Mitglied der Sozialdemokrati-
schen Partei Europas (SPE) ist, beträgt der monatliche
Beitrag 2,50 Euro, wenn sie ihre Beitragsverpflichtun-
gen gegenüber dieser Schwesterpartei erfüllen.
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(2 a) Ab 2003 erfolgt eine jährliche Anpassung. Diese
orientiert sich an der nominalen Steigerung des
durchschnittlichen Nettoeinkommens, ermittelt
durch das Bundesamt für Statistik. Dies bedarf
jeweils der Festlegung durch den Parteivorstand.
Beiträge von Mitgliedern ohne Einnahmen oder mit
geringfügigem Einkommen sind von der jährlichen
Anpassung ausgenommen.

(3) In regelmäßigen Abständen, insbesondere vor
Wahlen zu Funktionen und Kandidaturen zu öffentli-
chen Ämtern, ist die Erfüllung der satzungsgemäßen
Beitragspflicht zu überprüfen.

(4) Die Festsetzung der Beiträge erfolgt grundsätzlich
durch den Parteitag. Für die Zeit zwischen zwei Par-
teitagen kann in dringenden Fällen der Parteivor-
stand im Benehmen mit Parteirat und Kontrollkom-
mission Beitragsveränderungen beschließen.

(5) Zahlt ein Mitglied trotz zweimaliger schriftlicher
Mahnung durch den Vorstand des Ortsvereins oder
einer übergeordneten Gliederung länger als drei Mo-
nate keine Beiträge, so gilt nach Ablauf eines Monats
nach Zustellung der zweiten Mahnung die Nichtzah-
lung des Beitrags als Erklärung des Austritts. In den
Mahnungen muss auf die Folgen der Nichtzahlung hin-
gewiesen werden. Das Nähere bestimmen die Bezirke.

(6) Von jedem Mitgliedsbeitrag führen die Bezirke
einen vom Parteivorstand im Einvernehmen mit dem
Parteirat festgelegten Betrag vierteljährlich an die
Kasse des Parteivorstands ab.
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(7) Der Mitgliedsbeitrag wird von den Bezirken mit-
tels EDV durch Banklastschrift vom Konto des Mit-
glieds abgebucht. Wenn ein Mitglied die dafür erfor-
derliche Vollmacht nicht erteilt, kann es seinen Bei-
trag auf andere Weise an seinen Ortsverein entrich-
ten. In einem solchen Fall wird der Beitrag des Mit-
glieds vom Konto des Ortsvereins abgebucht. Die
Bezirke können davon abweichende Regelungen tref-
fen. Die Bestätigung der Beitragsleistung wird jeweils
zum Jahresende von den Bezirken erteilt.

(8) Die Herstellung von Beitragsmarken, Beitragsbe-
stätigungen, Wahlfonds- und Sondermarken sowie
Formularen für die Zuwendungsbestätigungen ist
ausschließlich dem Parteivorstand vorbehalten.
Wahlfondsmarken für Landtags- und Kommunalwah-
len können von den Landesverbänden und Bezirken
herausgegeben werden.

(9) Alle regelmäßigen Zahlungen eines Mitglieds an
die Partei (monatlich, vierteljährlich, halbjährlich oder
jährlich) sind Mitgliedsbeiträge (nicht Spenden) und
unterliegen der prozentualen Aufteilung auf die ver-
schiedenen Gliederungsebenen.

Sonderbeiträge

§ 2 (1) Mitglieder der SPD, die öffentliche Wahlämter oder
Mandate innehaben, leisten neben ihren satzungs-
gemäßen Mitgliedsbeiträgen (§ 1 Abs. 1) Sonderbei-
träge (Mandatsträgerbeiträge).



81

(2) Mitglieder der SPD, die in Wahrnehmung von Funk-
tionen für die Partei oder in Wahrnehmung öffentli-
cher Ämter und Mandate als Mitglieder von Aufsichts-,
Verwaltungs- oder Beiräten oder vergleichbaren Gre-
mien Aufwandsentschädigungen, Tantiemen oder ähn-
liche Bezüge erhalten, haben von ihren Bezügen 30
Prozent an den Gebietsverband der entsprechenden
Ebene abzuführen. Die Abführung von derartigen
Bezügen aufgrund anderer bestehender Regelungen,
wie sie z.B. für Gewerkschaftsmitglieder in Aufsichtsrä-
ten gelten, ist dabei anzurechnen.

(3) Mitglieder der SPD, die Regierungsämter inneha-
ben, die keine Wahlämter sind, leisten einen Sonder-
beitrag, dessen Höhe vom jeweiligen Landes- oder
Bezirksvorstand, auf Bundesebene und für Mitglieder
der Europäischen Kommission vom Parteivorstand
festgelegt wird. Die Pflicht, Sonderbeiträge gemäß
Abs. 1 und 2 zu leisten, bleibt hiervon unberührt.

(4) Die Sonderbeiträge gemäß Abs. 1, 2 und 3 sind von
der Aufteilungsvorschrift des § 1 Abs. 9 ausgenommen.
Über die Höhe der Sonderbeiträge gemäß Abs. 1 be-
schließt der Vorstand des entsendenden Gebietsver-
bands, soweit der Parteivorstand bzw. die Landesver-
bände/Bezirke keine abweichenden Regelungen treffen.

Spenden

§ 3 (1) Die zur eigenständigen Kontoführung berechtig-
ten Gebietsverbände der Partei (§ 9 Abs. 1) sind
berechtigt, Spenden anzunehmen.
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(2) Bis zu einem Betrag von 1.000 Euro kann eine
Spende mittels Bargeld erfolgen.

(3) Parteimitglieder, die für die Partei bestimmte Spen-
den erhalten, haben diese unverzüglich an das für die
Finanzangelegenheiten zuständige Vorstandsmitglied
(§ 5) desjenigen Gebietsverbands weiterzuleiten, für
den die Spende bestimmt ist. Das für die Finanzangele-
genheiten zuständige Vorstandsmitglied kann eine(n)
hauptamtliche(n) Mitarbeiter(in) bevollmächtigen,
Spenden in seinem Namen anzunehmen.

(4) Das für die Finanzangelegenheiten zuständige
Vorstandsmitglied entscheidet über die Annahme
einer Spende. Über die Annahme einer Spende, die im
Einzelfall 2.000 Euro übersteigt, beschließt in den
den Bezirken nachgeordneten Gebietsverbänden der
Vorstand auf Vorschlag des für die Finanzangelegen-
heiten zuständigen Vorstandsmitglieds. Dieser
Beschluss ist in einem Protokoll festzuhalten und bei
den Kassenunterlagen aufzubewahren.

(5) Folgende Spenden dürfen nicht angenommen
werden:

1. Spenden von öffentlich-rechtlichen Körperschaf-
ten, Parlamentsfraktionen und -gruppen sowie
von Fraktionen und Gruppen von kommunalen
Vertretungen;
2. Spenden von politischen Stiftungen, Körperschaf-
ten, Personenvereinigungen und Vermögensmassen,
die nach der Satzung, dem Stiftungsgeschäft oder
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der sonstigen Verfassung und nach der tatsächli-
chen Geschäftsführung ausschließlich und unmit-
telbar gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen
Zwecken dienen (§§ 51 bis 68 der Abgabenordnung);

3. Spenden von außerhalb der Bundesrepublik
Deutschland, es sei denn, dass 

a) diese Spenden aus dem Vermögen einer/eines
Deutschen, einer/eines Bürgerin/Bürgers der Euro-
päischen Union oder eines Wirtschaftsunterneh-
mens, dessen Anteile sich zu mehr als 50 vom Hun-
dert im Eigentum von Deutschen oder einer/eines
Bürgerin/Bürgers der Europäischen Union befinden
oder dessen Hauptsitz in einem Mitgliedsstaat der
Europäischen Union ist, stammen oder
b) es sich um eine Spende einer/eines Ausländerin/
Ausländers von nicht mehr als 1.000 Euro handelt;

4. Spenden von Berufsverbänden, die diesen mit
der Maßgabe zugewandt wurden, sie an die Partei
weiterzuleiten;

5. Spenden von Unternehmen, die ganz oder teil-
weise im Eigentum der öffentlichen Hand stehen
oder die von ihr verwaltet oder betrieben werden,
sofern die direkte Beteiligung der öffentlichen
Hand 25 vom Hundert übersteigt;

6. anonyme Spenden, soweit sie im Einzelfall mehr
als 500 Euro betragen;

7. Spenden, die der Partei erkennbar in Erwartung
oder als Gegenleistung eines bestimmten wirt-
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schaftlichen oder politischen Vorteils gewährt
werden;

8. Spenden, die von einem Dritten gegen ein von
der Partei zu zahlendes Entgelt eingeworben wer-
den, das 25 vom Hundert des Werts der eingewor-
benen Spende übersteigt.

(6) Spenden und Mandatsträgerbeiträge an die Partei
oder einen oder mehrere Gebietsverbände, deren
Gesamtwert in einem Kalenderjahr (Rechnungsjahr)
10.000 Euro übersteigt, sind unter Angabe des
Namens und der Anschrift der/des Spenderin/Spen-
ders sowie der Gesamthöhe der Spende im Rechen-
schaftsbericht der Gesamtpartei zu verzeichnen.
Spenden, die im Einzelfall die Höhe von 50.000 Euro
übersteigen, sind dem Parteivorstand zur Meldung
an den Präsidenten des Deutschen Bundestages
unverzüglich anzuzeigen.

(7) Spenden, die ein(e) Kandidat(in) für eine Wahl zu
einem öffentlichen Wahlamt / Mandat oder ein(e)
Inhaber(in) eines öffentlichen Amts/Mandats erhält,
sind unverzüglich an das für die Finanzangelegen-
heiten zuständige Vorstandsmitglied (§ 5) weiterzu-
leiten.

(8) Nach Absatz 5 unzulässige Spenden sind unver-
züglich an den Parteivorstand zur sofortigen Weiter-
gabe an den Präsidenten des Deutschen Bundestages
weiterzuleiten.
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Spendenbestätigungen

§ 4 (1) Die zur Kontoführung berechtigten Gebietsverbän-
de der Partei (§ 9 Abs. 1) sind berechtigt, den Empfang
von Spenden zu bestätigen. Näheres regeln die Bezir-
ke. Die Bestätigung von Spenden an Ortsvereine,
Unterbezirke und regionale Zusammenschlüsse kann
abweichend von Satz 1 durch Beschluss der Bezirks-
vorstände gesondert geregelt werden.

(2) Für die Bestätigung dürfen nur die vom Parteivor-
stand herausgegebenen und fortlaufend nummerier-
ten Formulare verwendet werden. Eine Durchschrift
verbleibt bei dem ausstellenden Gebietsverband, eine
Durchschrift ist dem Bezirk vorzulegen. Zur Ausstellung
der Spendenbestätigung sind nur die für die Finanzan-
gelegenheiten zuständigen Vorstandsmitglieder und
Parteigeschäftsführer(innen) sowie dazu beauftragte
hauptamtliche Mitarbeiter(innen) berechtigt.

Erbschaften und Vermächtnisse

§ 4a (1) Gebietsverbände der Partei mit eigener Kontofüh-
rung (§ 9 Abs. 1) sind berechtigt, Erbschaften und Ver-
mächtnisse im Einvernehmen mit dem Parteivor-
stand anzunehmen.

(2) Erbschaften und Vermächtnisse werden im
Rechenschaftsbericht der Partei unter Angabe ihrer
Höhe, des Namens und der letzten Anschrift des
Erblassers veröffentlicht, soweit deren jeweiliger
Gesamtwert 10.000 Euro übersteigt.
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Kassenführung

§ 5 (1) Jede Gliederung, jeder Gebietsverband und jede
sonstige Organisationsform der Partei mit eigenständi-
ger Kassenführung wählt ein für die Finanzangelegen-
heiten zuständiges Vorstandsmitglied. Ihm obliegt die
Führung des Finanzwesens, insbesondere
– die Pflege der Mitgliederdatei,
– die regelmäßige Prüfung der Beitragshöhe,
– die Überprüfung der Beitragsleistung,
– die Führung des Kassenbuchs,
– die Aufstellung des Wirtschaftsplans,
– die Erstellung des Rechenschaftsberichts gemäß

Parteiengesetz.

(2) Dem für die Finanzangelegenheiten zuständigen
Vorstandsmitglied des Parteivorstands (Schatzmeis-
ter(in)) obliegt des Weiteren die Wahrnehmung der
dem Parteivorstand in § 25 Absatz 1 Organisationssta-
tut übertragenen Rechte. Das Recht der/des Vorsit-
zenden, der stellvertretenden Vorsitzenden sowie
der/des Generalsekretärin/Generalsekretärs, die Par-
tei gerichtlich und außergerichtlich gemäß der hier-
für vom Parteivorstand erteilten Vollmacht zu vertre-
ten, bleibt davon unberührt.

(3) Das für die Finanzangelegenheiten zuständige
Vorstandsmitglied erstattet der Jahreshauptver-
sammlung (Parteitag) den Finanzbericht.
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Mittelverwendung

§ 5a Mittel der Partei dürfen nur für die den Parteien nach
dem Grundgesetz und dem Parteiengesetz obliegen-
den Aufgaben verwendet werden.

Revision

§ 6 (1) Die von der Jahreshauptversammlung (Parteitag)
zu wählenden Revisor(inn)en prüfen, ob die Bestim-
mungen der Finanzordnung eingehalten wurden, ins-
besondere prüfen sie regelmäßig,

– ob die Buchungen mit den Belegen übereinstimmen,

– ob die Ausgaben angemessen sind und den    
Beschlüssen (Wirtschaftsplan) entsprechen,

– ob alle Konten und die Bargeldkasse im Rechen-
schaftsbericht erfasst sind und

– ob die Beitragsleistungen satzungsgemäß sind 
(§ 1 Abs. 3).

(2) Sie berichten der Jahreshauptversammlung (Par-
teitag) und stellen den Antrag auf Entlastung des
Vorstands in Finanzangelegenheiten.

(3) Mitglieder des Vorstands oder Ausschusses dessel-
ben Gebietsverbands sowie hauptamtlich tätige Mit-
arbeiter(innen) der Partei können nicht zu Revi-
sor(inn)en gewählt werden.
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Wirtschaftsplan

§ 7 (1) Der Parteivorstand, die Vorstände von Landesver-
bänden, Bezirken, regionalen Zusammenschlüssen,
Unterbezirken und Kreisverbänden beschließen bis
spätestens 31. März des betreffenden Kalenderjahres
den Wirtschaftsplan auf Vorschlag des für die Finanz-
angelegenheiten zuständigen Vorstandsmitglieds.
Dem Wirtschaftsplan ist eine Übersicht über den Ver-
mögensbestand und die Verbindlichkeiten beizu-
fügen.

(2) Der Parteivorstand, die Vorstände der Landesver-
bände und die Vorstände der Bezirke beschließen
jährlich eine mittelfristige Finanzplanung über die
geplanten Einnahmen und Ausgaben und die sich
hieraus ergebenden Vermögensveränderungen. Die
mittelfristige Finanzplanung umfasst den Zeitraum
von mindestens vier Jahren. Auf Beschluss des jewei-
ligen Bezirksvorstands haben auch die nachgeordne-
ten Gebietsverbände (§ 9 Abs. 1) eine mittelfristige
Finanzplanung gemäß Satz 1 zu erstellen.

(3) Für den Vollzug des Wirtschaftsplans ist das für
die Finanzangelegenheiten zuständige Vorstandsmit-
glied verantwortlich. Im Wirtschaftsplan ist festzule-
gen, bis zu welchem Betrag das für die Finanzangele-
genheiten zuständige Vorstandsmitglied allein ver-
fügungsberechtigt ist und in welchen Fällen Einzel-
beschlüsse des Vorstands erforderlich sind.
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(4) Sind im Vollzug negative Abweichungen vom Wirt-
schaftsplan (Mindereinnahmen oder Mehrausgaben)
festzustellen, die nicht durch Mehreinnahmen oder
Minderausgaben an anderer Stelle gedeckt werden
können, ist ein Vorstandsbeschluss über die Änderung
des Wirtschaftsplans erforderlich. Bei erheblichen
Abweichungen vom Wirtschaftsplan ist auch dann ein
Vorstandsbeschluss herbeizuführen, wenn Deckung
innerhalb des Gesamtplans möglich ist.

Kreditaufnahmen

§ 8 (1) Kreditaufnahmen sind insoweit zulässig, wie die
vollständige Tilgung im folgenden Haushaltsjahr
gesichert ist. Dem für die Finanzangelegenheiten zu-
ständigen Vorstandsmitglied (Kassierer(in)/Schatz-
meister(in)) steht ein Widerspruchsrecht gegen Aus-
gaben zu, die nur durch Kreditaufnahmen zu finan-
zieren sind. Der Widerspruch der/des Kassiererin/
Kassierers (Schatzmeisterin/Schatzmeisters) kann
durch einen erneuten Beschluss des Vorstands des
betreffenden Gebietsverbands mit Zweidrittelmehr-
heit zurückgewiesen werden.

(2) Beabsichtigte Kreditaufnahmen, die über die in Abs.
1 Satz 1 gesetzten Grenzen hinausgehen, bedürfen:
a) bei Ortsvereinen, Stadt- und Gemeindeverbänden
der Zustimmung der Mitglieder- bzw. Delegiertenver-
sammlung sowie nach Stellungnahme des Unterbezirks-
vorstands der Zustimmung des Bezirksvorstands,
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b) bei Unterbezirken, Kreisverbänden und regionalen
Zusammenschlüssen nach§ 8 Abs. 4a Organisations-
statut der Zustimmung des Bezirksvorstands,
c) bei Bezirken der Zustimmung von zwei Dritteln der
Mitglieder des Bezirksvorstands,
d) bei Landesverbänden der Zustimmung von zwei
Dritteln der Mitglieder des Landesvorstands,
e) beim Parteivorstand der Zustimmung von zwei
Dritteln der Mitglieder des Parteivorstands.

(3) Beschlussfassungen nach Abs. 2, Buchstaben c und
d, müssen vor ihrem Vollzug dem Parteivorstand vor-
gelegt werden, dem insoweit ein Vetorecht zusteht.

(4) Für die Ausübung des Vetorechts durch die jeweils
übergeordnete Organisationsebene gemäß Abs. 2
und 3 erlässt der Parteivorstand im Einvernehmen
mit dem Parteirat Richtlinien.

Kontoführung

§ 9 (1) Zur Eröffnung von Konten bei Kreditinstituten sind
berechtigt:

– Ortsvereine;
– Regionale Zusammenschlüsse;
– Unterbezirke;
– Bezirke;
– Landesverbände;
– Parteivorstand.
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(2) Die Konten lauten auf den Namen „Sozialdemokra-
tische Partei Deutschlands“ unter Zusatz der Organi-
sationsstellung. Zur Eröffnung und Erteilung von Ver-
fügungsberechtigungen sind das für die Finanzange-
legenheiten zuständige Vorstandsmitglied und die
/der Vorsitzende gemeinsam berechtigt.

(3) Soweit darüber hinaus weitere Organisationsfor-
men mit eigenständiger Kassenführung bestehen
(Wahlkreisorganisationen, Arbeitsgemeinschaften
etc.), können zur Kontoeröffnung und -führung
berechtigte Gebietsverbände (Abs. 1) auf ihren
Namen Konten einrichten mit dem Zusatz und der
Anschrift der weiteren Organisationsform.
(Zum Beispiel: SPD-Unterbezirk A

Sonderkonto Oberbürgermeisterwahl B 
oder Sonderkonto Landtagswahlkreis C 
oder Sonderkonto Arbeitsgemeinschaft D)

(4) Bei Kreditanträgen ist der Nachweis der Zulässig-
keit gem. § 8 dieser Finanzordnung (Protokoll des
Beschlussgremiums) zu erbringen.

Pflicht zur Buchführung 

§ 10 (1) Das für die Finanzangelegenheiten zuständige
Vorstandsmitglied oder die von ihm Beauftragten
haben die vom Parteivorstand herausgegebenen Kas-
senbücher bzw. den Kontenplan anzuwenden.
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(2) Die Rechnungsunterlagen, Bücher, Bilanzen und
Rechenschaftsberichte sind zehn Jahre aufzubewah-
ren. Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit Ablauf des
Rechnungsjahres.

(3) Das für die Finanzangelegenheiten zuständige
Vorstandsmitglied hat die gemäß Absatz 2 aufzube-
wahrenden Unterlagen bei Ausscheiden aus dieser
Funktion unverzüglich und geordnet seiner/seinem
Nachfolger(in) in dieser Funktion, hilfsweise der/dem
Vorsitzenden zu übergeben.

Jahresabschluss

§ 11 (1) Nach Beendigung des Kalenderjahres hat das für
die Finanzangelegenheiten zuständige Vorstandsmit-
glied oder die/der von ihm Beauftragte zu den Posi-
tionen des Wirtschaftsplans die mit Wirkung zum 
31. Dezember des abgelaufenen Jahres entstandenen
tatsächlichen Einnahmen und Ausgaben festzustel-
len. Entsprechend ist die Vermögensrechnung zum 
31. Dezember fortzuschreiben.

(2) Die Ermittlungen sind so rechtzeitig durchzu-
führen, dass die Vorstände der den Bezirken nachge-
ordneten Gebietsverbände oder sonstigen Organisa-
tionsformen mit eigenständiger Kassenführung spä-
testens bis zum 31. Januar den Jahresabschluss förm-
lich beschließen können. Die übrigen Vorstände
beschließen über ihre jeweiligen Jahresabschlüsse bis
zum 31. März.
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Rechenschaftsbericht

§ 12 (1) Der Rechenschaftsbericht besteht gemäß Parteien-
gesetz aus einer Einnahmen- und Ausgabenrech-
nung, einer Vermögensbilanz sowie einem Erläute-
rungsteil.

(2) Die Landesverbände und Bezirke sowie die ihnen
nachgeordneten Gebietsverbände haben ihren
Rechenschaftsberichten eine lückenlose Aufstellung
aller Zuwendungen (Spenden und Mitgliedsbeiträge
sowie Mandatsträgerbeiträge und andere Sonder-
beiträge) je Zuwender(in) mit Namen und Anschrift
beizufügen. Ausgenommen davon sind Mitglieds-
beiträge, die im zentralen Lastschrifteinzugsverfah-
ren erhoben werden.

Erbschaften und Vermächtnisse sind jeweils mit Na-
men und Anschrift der/des Erblasserin/Erblassers oder
Vermächtnisgeberin/Vermächtnisgebers anzugeben.
Die Landesverbände/Bezirke haben die Teilberichte der
ihnen nachgeordneten Gebietsverbände gesammelt
bei ihren Rechenschaftsunterlagen aufzubewahren.

(3) Die Rechenschaftsberichte sind jeweils von der/dem
Vorsitzenden und dem für die Finanzangelegenheiten
zuständigen Vorstandsmitglied zu unterzeichnen.

(4) Die den Landesverbänden/Bezirken nachgeordne-
ten Gebietsverbände haben in Anlagen zum Rechen-
schaftsbericht Zuschüsse von Gliederungen, sonstige
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Einnahmen, Zuschüsse an Gliederungen, sonstige
Ausgaben, Forderungen an Gliederungen und Ver-
bindlichkeiten gegenüber Gliederungen im Einzelnen
aufzuschlüsseln und zu erläutern. 1

(5) Der vom Vorstand festgestellte Jahresabschluss 
ist die Grundlage des Rechenschaftsberichts. Dem
Rechenschaftsbericht können kurz gefasste Erläute-
rungen beigefügt werden.

(6) Der Rechenschaftsbericht ist unverzüglich nach
Feststellung des Jahresabschlusses dem Bezirk vorzu-
legen, und zwar spätestens bis zum 15. Februar des
nächsten Jahres.

Haftung bei Sanktionen

§ 13 (1) Wenn ein Gebietsverband oder eine sonstige Orga-
nisationsform der Partei mit eigenständiger Kassen-
führung sanktionsbedrohte Verstöße gegen das Par-
teiengesetz verursacht, indem sie

a) rechtswidrig Spenden entgegennimmt,
b) Mittel nicht den Vorschriften des Parteiengesetzes 

entsprechend verwendet,
c) ihrer Rechenschaftspflicht nicht genügt oder
d) auf sonstige Weise Sanktionen nach dem Parteien-

gesetz auslöst,
so haftet sie für den daraus entstandenen Schaden.
1 Erläuterung: Gliederungen im Sinne dieser Vorschrift ist jeder Gebiets-

verband.
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(2) Der Parteivorstand kann Personen, die einen Ver-
stoß gegen das Parteiengesetz zu verantworten
haben, auf Ersatz des entstandenen Schadens in
Anspruch nehmen. Der Gebietsverband bzw. die son-
stige Organisationsform der Partei mit eigenständi-
ger Kassenführung wird soweit von der Haftung nach
Absatz 1 frei, wie der Parteivorstand Befriedigung
durch den in Anspruch genommenen Dritten erlangt.

Prüfung des Rechenschaftsberichts

§ 14 Der Parteivorstand bestellt auf Vorschlag der/des
Schatzmeisterin/ Schatzmeisters die Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft, die den Rechenschaftsbericht nach
den Vorschriften der §§ 29 bis 31 PartG zu prüfen hat.

Schlussbestimmungen

§ 15 (1) Diese Finanzordnung ist Bestandteil des Organisa-
tionsstatus der Sozialdemokratischen Partei Deutsch-
lands. Sie tritt am 1. Januar 2004 in Kraft und ersetzt
die Finanzordnung vom 1. Januar 1987.

(2) Satzungen dürfen dieser Finanzordnung nicht
widersprechen. Widersprechende Bestimmungen
dürfen nicht mehr angewendet werden.
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